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Urwahlen abhalten! Legitmaton schafen!

Die Juso-Unterbezirkskonferenz möge beschließen und als Antrag in den Parteitag des SPD 
Unterbezirks Oberhausen einbringen: 
Der Parteitag möge beschließen, dass die SPD und die SPD-Ratsfrakton Oberhausen sich mit voller 
Kraf für eine Urwahl in Form einer Jugendlichenbefragung einsetzen, die den Meinungsstand zur 
Einführung des im Koalitonsvertrag mit der Grünen Ratsfrakton erwähnten Jugendparlamentes in 
Oberhausen erhebt. In dieser Urwahl sollen die Jugendlichen über ein oder mehrere Konzepte für 
ein Jugendparlament bestmmen können oder alle Konzepte ablehnen. Für diese Urwahl ist ein 
Quorum von mindesten 50 % der Wahlberechtgten Jugendlichen erforderlich. Ist das Quorum 
nicht erreicht, ist für die Politk hinzunehmen, dass die Jugendlichen kein Jugendparlament wollen. 

Begründung: 

Es gibt eine Angst bei der Einrichtung eines Jugendparlaments. Diese äußert sich in zwei Fragen. 

Sind die (in der veröfentlichten Meinung dargestellten) ach so unpolitschen Jugendlichen 
an einem Jugendparlament interessiert? 

Ist  ein JuPa, ohne die Jugendlichen vorher zu fragen, überhaupt legitm? 

Wie Parlamente für Gruppen aussehen, wenn sich die bestmmte Gruppe nicht dafür interessiert 
oder diese nicht haben möchte (unabhängig der Arbeit die von den beteiligten geleistet wird) ist 
sehr anschaulich an den Studierendenparlamenten zu sehen. Bei den Wahlen zum 
Studierendenparlament in Duisburg im Juli 2010 haben gerade mal 13,58% der Studierendenschaf 
ihre Stmme abgegeben. An der Uni Dortmund waren es 9,3% der Wahlberechtgten. Das sich die 
im Bundestag vertretenden Parteien wenig um die niedrige Wahlbeteiligung und das fehlende 
Demokrateverständnis kümmern zeigen regelmäßig die Europaparlamentswahlen mit weniger als 
50% Wahlbeteiligung (1999: 49,8%/ 2004: 45,6%/ 2009: 43,0%). Europawahlen werden als 
Testwahlen und Stmmungsanalysen genutzt. 

Solchen Tendenzen wollen wir von Anfang an entgegentreten. Wenn sich bei einer Urwahl 
herausstellt, dass weniger als die Hälfe der wahlberechtgten Jugendlichen ein solches Parlament 
nicht wollen, dann soll es nicht eingerichtet werden. 

Unabhängig der Wahlbeteiligung könnten sich die Wahlberechtgten für ein Konzept oder gegen 
alle Konzepte entscheiden oder sich enthalten. Wenn sich für ein Parlament entschieden wird, hat 
es die notwendige Legitmaton der Wahlberechtgten und nicht die hinkende Legitmaton eines 
Arbeitskreises der Stadt oder politscher Vereinigungen. Ein anerkanntes Parlament steht auf dem 
Fundament der Zustmmung der Wahlberechtgten!

Wir Sozialdemokraten und Jungsozialisten haben die Gleichberechtgten Grundwerte Freiheit, 
Gerechtgkeit und Solidarität. Lassen wir den Jugendlichen die Freiheit über eine Vertretung ihrer 
Interessen selbst zu entscheiden! 
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